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'Der 5 Senat 'des Bundessozialgerichts
hat'

auf mündliche

Verhandlung am 15. Dezember 1972 durch den Vorsitzenden

jRichter am Bundessoziälgerieht Dr. D _a p p r 1 c h,

_die Richter am Bundessozialgericht S_c h r 5 'd__e r_ _und.
R a u s c h e r sowie die ehrenamtlichen Richter

_D1e Rev1510n der Beklagten
gegen 'das Urteil des Baye-

__rischen Landessozialgerichts vom_26 November 1970 wird

}zuruckgew1esen. ‘ "

jb1é Beklagte hat demKläger auch d'1eaußerger1ehtlichen

_Kosten des Rev1s1onsverfahren5 Zu erstatten.
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.In einem_ Verfahren auf Feststellung der Beitragszeiteh, die

der Kläger nach Kriegsende in 0befschlesien bei polnischen

_Versicherungsträgern zurückgelegt hat ist im Revisionevér—-'

fahren nur noch stre1t1g, ob die Zeit
vom 15. November 1955

'biS zum 5. August 1955 als Versiaherungszeit in der knapp—
'scnaftlichen Rentehverschherung anzuerkennen ist Während
"dieser Ze'1t war der Kläger als p01h1scher Soldat zu berg—
_männischen Arbeiten eingesetth.„.- '

‚M1t'Bescheid vom
'51'Deéember‘iV965

teilte die Beklagte dem
_K1Vägeerit_‚ daß sie die Zeit vom 2%. Oktober 1947 bis zum
»3o. September 1950 'als Ver310herungSzeit und die Zeit vom
‘1. Oktober 1950 bis zum 50. November 1950 als Ausfallzeit
(Arbeitslosigkeit)'äer knappschaftlichen Rentenversicheé

'rung zugeordnet habe° Gegen den Bescheid legte der Kläger
Widerspruch ein, der hinsichtlich der im Revisionsverfah« '

ren noch Streitigen Zeit ohne Erfolg blieb, weil Nachweise

_dafür, daß bergmännische Arbeiten verrichtet worden seien‚ "

-nieht'v0rgelegt werden könnten, und es sich'hierbei hipht'_
“um Beschäftigungszeiten im Sinne des 5 16 des Fremdréntené

gesetzes'(FRü) gehandelt habe° Nach seinen Angaben häbe

1der„hlager_ugnngng der Militärdienstzeit Seid bezogen° Im
nachfolgenden Klageverfahren vor dem Sozialgericht (SG)

München wurde insoweit die Klage mit Urteil vom 5 Oktober
1969 abgewiesen, In dem Berufungsverfahren

vor dem Baye*
Vrischen LandesSozialgericht (LSG) war der Kläger hinsicht—

]110h der streit13en Zeit erfolgreich. Das LSG hat ent—
schieden, daß die 'Zeit vom 15. November 1955 bis 5 August

V 1955 als weitere Beiträgezéit in der knappschaftlichen

Rentenversicherung anzuerkennen sei. Es geht davon aus,
} daVßder Kläger v0m‘17"0ktober 1955 bis zum 5 August

„
_

1955 'als Wehrpflichtiger Z&äm polnischen Heer eingezogen und_ f

” v0m 15. N0vember 1955 hie/5_ Augu$t 1955 Zu Arbeiten in
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Zechenbetrieben„eingesetzt gewese ist. In dieser Zeit

sei der Lohn ent5prechend seiner Leis;ung — norm31‚wie
,auch sonst.für Bergleute —berechnet und nach Abzug der _-

_Lohnsteuer ausgezahlt werdeno An die Militärbehörde sei
ldlediglich ein Betragfür die Kostender Unterkunftund“
[der Verpflegung in der Kaserne abgeführt werden Es könne "
dahingestellt bleiben, ob der Militärdienst für sich

; allein zur Anerkennung als Versicherungszelt - sei es
als

‚fBeitrags-, Beschäftigungs— oder Ersatzzeit — führen könne,

3denn dieser habe beim Kläger während der streitigen Zeit .

jfnicht im Vbrdergrund gestanden Dominierend und bestimmend

-_sei während dieser Zeit die Arbeit in den knappSChaft— „

„lichen Betrieben in Jaworzno und Sosnowicz gewesen, zu,
'

der der Kläger als Soldat abgeordnet werden sei. Der "
Militärdienst habe sich nach der Rückkehr von der Ar—

beit im wesentlichen auf Appelle und politische Schulung

besch1änkt. Wenn aber der Militärdienst gegenüber der Ar— ‘bd

‘ beit in den Bergwerkenvon untergeordneter Bedeutungge-v
wesen sei, so müsse hieraus auch in sozialversicherungs—f "

rechtlicher Hinsicht die entsprechende Fölgerung gezogen
werden; d.h. es könne diese Arbeit entgegen der Ansicht

der Beklagten nicht schon deshalb als rentenver$iche-'f
rungereehtliCh relevante Beschäftigungszeit abgelehnt

&erden, weil sie im Rahmen eines Pflichtwehrdienstverj'
haltnisse geleistet worden sei. Das wäre allenfalls

dann möglich, wennder Militärbehörde ein bestimmender
Einfluß_auf die Ausgestaltung des ArbeitsVerhältnieses

oder auf die Ausführung der Arbeit — etwa dureh ihre
i

chaufsichtigung'e eingeräumtgewesenwäre° Gerade.dasSei
”jedoch nicht der Fall gewesen. Die_2eche‚ auf der der;

Kläger vom 15. November l953 bis zum 15. Dezember 195% f

— unterbrochen nur durch eine Tätigkeit von wenigen Tagen
lin einer anderen Zeche

—
gearbeitet habe, habe in Be-

scheinigungen Vom 25° November 1966 und Vom 2, März 1967;

bestätigt, daß sie von dem an den Kläger gezahlten'Are

1beitseinkommen Beiträge zur SozialVersicherung ge2ahlbe
_

habe. Aufgrund dieser Bescheinigungen seien die Vbrau$—
„

féf..9
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setzungen für die Anerkennung dieser Besc» ftigungszeit

als knappschaftliche BeitragsZeit nach den 5% »? und 20
Abs" 1 FRG gegeben. Die Berücksichtigung einer Bei;°ags—

zéit nach @ 15 FRG setze nieht den Abzug von Beiträgen

vomArbeitseinkommendes Versicherten voraus. Träfe dies
zu, so könne keine nach-dem Jahre 195A in Polen zurück—
gelegte’Beschäftiguhészeit mehr nach 5 15 FRG angerechnet

werden, weil dort nach den Erhebungen des Instituts für,
Ostrecht seit diesem Jähre vom Lohn der Arbeiter überhaupt

Vkeine‘SözialVersicherungsbeiträge_méhr abgezogen wurden° V
5Die Versicherungsleistungen würden allein aus einem durch

Beiträge der Arbeitgeber gebildeten'Fond gezahlt Trotz_
.diVeser dem deutsc hen Recht fremden Finaanierungsmethode
sei aber die RentenVersiéherung in Polen eine gesetzliche
Rentenversicherung i. S des S 15 Abs. 2 FRG geblieben,
weil für diese begrifflich keine bestimmte Art des Bei—„;
trageaüfkommens gefordert werde. Es Vgenüge ein irgendwie
_gestaltetes Beitragsaufkommen. Daher sei auch die Zeit

'der Beschäftigung des Klägers in demZechenbetrieb in
‚der zeit Vom 15, NOVember 1953 bis Zum 15, Dezember 1954‚;

für die der Arbeitgeber eine Beitragsleistung zur Sozial-

versicherung bestätigt habe, als Beitragszeit nach & 15 FRG

anrechenbar. Wenn aber von einer Zechenverwaltung Bei—
träge abgeführt worden seien, so sei anzunehmen, daß dies

in gleicher Weise von der Zechenverwaltung geschehen Sei,
“von“der—der*K1äger%ansehließendwanwden—l5veDezember„l954‚WW„1

_sei die gesamte Zeit von 15. November 1955 bis zum

15 August 1955, in der der Kläger als Soldat zur Arbeit

'in knappthaftlichen Betrieben herangezogen werden 831, 815
‚_knappschaftliehe Bei t ragszeit anrechnungsfähig Gegen das

Urteil hat das LSG die Revision zugelassen°

_Mit der von ihr eingelegten Revision rügt die Beklagte

eine unrichtige AnWendung—des % 15VFRG. Sie ist der An—

‚sicht, däßin PolenSoldaten,die Währendder Ahleistung
leihres Nilitärdienstes

zu Arbeiten-im Bergbau eingesetzt ge-;

-5-.
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wesen seien, nicht demSystem über die Rentenversorgung der.
Bergleute und deren Familien, sondern dem System über die—’
Versorgung der Kriegs— und Militärinvaliden angehört haben.
Das Auslandsrentehbüro der Sozialvérsicherungsanstalt in

Warschauhabeauf Anfragemitgeteilt, daßdie in Industrie-_
betrieben,_in der Landwirtschaft und im Bergbau einge$et2ten

Soldaten durch das Vers°rgungssystem für Kriegsinvaliden und
MilitärinValiden erfaßt und in den Genuß von Rentenleistunw.

gen Kommen würdenv‚» die dieses System vorsehe. Anspruch auf
„

Leistungen aus dem allgemeinen Rentensyetem sowie aus dem

für Bergleute bestehenden System hätten soldhe Soldaten

nicht. Eine AuSnahme werde lediglich für-solche Soldaten

gemacht, die währendder Beschäftigung auf Zechenunter ]
_Tage einen Arbcit3unfall erlitten oder sich eine Berufe?-

krankheit zuge203en hätten° Diesen Personen werde wegen :“

des Unfalls oder wegen der festgestellten Berufskrankheit

nach einem Erlaß vom 28. Mai 1957'eine Leistung nach der

Rentenversorgung der Bergleute und deren Familien gewährt,

Diese Auskunft des Auslandsrentenbüros der Sozialversicheé

rungea■3talt Warschau stehe zwar-im Widerspruch zu
den“'1

Eintragungen in der am 2, März 1967 ausgestellten Arbeits-
bescheinigung,'in der eine Beitragsabführung bescheinigt ”

werde, Jedoch sei den generellen Angaben des polnischen},

Versicherungsträgers eine größere BedeutUng zuzumesseng

Das polnische Soldatengoeetz enthalte -
soweit bekannt „„

keine Bestimmung, die den Arbeitgeber verpflichté‚ fü?

die in seinem Betrieb tätigen WehfpfliChtig€■‘Beiträge„".

zu entrichten; Zwar träfen die vom Institut für Ostrecht ‚;”
gemachten Angaben Zu, nach denen in Polen die Renten aus

dem Staatsbudget gezahlt und die Versicherten selbst zur;j
Beitrags2ahlung nieht herangezogen werden; es dürfe

abey/

nicht übersehen werden, daß der arbeitgebende Betrieb zur

Finanzierung der Renten einen bestimmten Prozentsatz der“

gesamten Lohnsumme_ an den Staatshaushalt abführe„ In dieser_

Lohnsumme seien aber ganz oftensichtlich nicht die Löhne1;

und Gehälter der in dem Betrieb eine Beschäftigung aus—'
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_übendenSol?■tén!é■thalten; Nach polnischem Recht sei für
den Anspruch a1* Leistungen nicht der Nachweis der Entrich—
tung von Beiträgen_*u erbringen, der Anspruch leite sich

.
vielmehr aus der Beschäftigung selbst herß»

Die
Beklagte

beantragt,

das Urteil des'Bäyerischen Landessoziale
gerichts vom26. November1970 abzuändern
_unä die Berufung des Klägers gegen das Ur—
teil des Sozialgerichts München vom 33 _'. }. Oktober 1969 zurückzuweisen, soweit die

'Beklagte verurteilt wurde, die Zeit vom 15.

November 1953 bis zum 5 August 1955 als

-wéitere Beitragszeit in der knappschaft—

lichen RentenVersicherung anzuerkennen.

_DDer Kläger ist im Revisionsverfahren nicht'vertreten° Die
; Beigeladenen haben davon abgesehen, in der Sache einen An—

trag zu stellen und sich zur Sache zu äußern„ ’

Die zulässigeRevisioneer Beklagtenist nicht begründet„
Da der Kläger nach den mit der

Revision
nicht angegriffe—

nén Feststellungen—äeswiäömin*äermze1t vom 15 N6Vember „„„1

1953 bis zum 5. August 1955 während der Ableistung seines

aktiven Militärdienstes in der polnischen Armee im Berg—
bau eingesetzt war und für diese Arbeit von der Zechen-

verwaltUng entlohnt worden_ist, ist diese Zeit jedenfalls
dann als Beitragszeit i.,S° ven @ 15 FRG in der knappschaft—

lichen RentenverSicherung anzusehen, wenn die Zechenver—

waltungen bei der Abführung von Beiträgen an ein System

der sozialen Sicherheit, in welches in abhängiger Beschäf—

tigung stehende Personen durch öffentlichen Zwang einbezogen
sind, um sie und ihre Hinterbliebenen für den Fall der

if Minderung der Erwerbstähigkeit, des Alters oder des Todes

»

1—7.—
.
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oder für einen oder mehrere d eser Fälle durch die Gewährung
regelmäßig wiederkehrender Geldleistungen (Renten) zu sichern,;

auch das Arbeitseinkommen des Klägers mitberücksichtigt haben°

Nicht entscheidend für den Ausgang des-Rechtsstreits ist die
Frage, ob dann, wenn schon während der streitigen Zeit der

' Versieherungsfall eingetreten wäre, die Rente aus dem allge—

- meinen Rentensystem oder aus dem Versorgungssystem für “

Kriegsinvaliden und Militärinvaliden zu zahlen gewesen wäre°

VDas kann dahingeetellt bleiben° "

Wie das

Bundessozialgericht
(BSG) bereits entschieden hat

(BSG 6, 263 f), kommt es für eine Rentenversicheru■g_im Sinne.

des Fremdrentenrechts nicht darauf-an: daß das auSländisehe

Sicherungssystem nach seinem materiellen Recht, seinem Orga-

nisationsreeht und nach der Au$gestaltün3 des Reehtsschutzes

mit dem Sozialversicherungssystem in der BundeSrépublik

Deutschland uberez1nstimmt. Bei einem selehen S1eherungssyetem

muß daher nach der Begriff "Beiträgezeit" 1. S des 5 15 FRG

weit ausgelegt werden, Mindestens ist darunter jedes "Beitra—
gen" zur

finanziellen.Deckung“eines ge3etzlichén sozialen
SicherungssystemsV2u verstehen, das dem Erwerb eines Renten—

.anspruehs dient; Hinsichtlich des Beitragsaufkommensvsind'

keine Bedingungen gestellt, eine Beteiligung des Versicherw1fn

ten wird nicht erfordert (vgl° Kommentar des_Verbandes

_Deutseher Rentenversichcrungsträger‚ Anm„ 11 zu 5 15 EEG)!

Das LSGhat aufgrund der Angabenin der am2 März 1967 aus—'
gestellten Arbeitsbescheinigung, wonach der Arbeitgeber von dem

\rbe1tseinkemmen des Klägers Beiträge zur Sozialversicherung

ge2ahlt hat, festgestellt, daß für den Kläger in der streiti—

'gen Zeit Beiträge abgeführt worden sind. An diese Fest—
stellung ist das Revision5gerieht gebunden, denn in bezugf

hierauf werdenkeine züläs$igén und begründetenBe?iéi.onsé
gründe vorgebracht; insbesondere ist ein Überschreiten der.

Gienzen des Rechts der freien Beweiswürdigung nieht fest —”V

‘ stellbar
.

Es kann dahingéstellt bleiben, ob und inwieweit"

die Zechenverwaltungen nach polnischem Recht verpflichtet”

gewesen sind,_bei der Beitragsabführung an den Soziaiver«

„8„_
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>sicherungsträger auch die fohnzw■lungen an den Kläger zu be@

rücksichtigén, denn entscheidend ist allein die Feststellung,

daß das geschehen ist°
Eb€ä%5’anders

könnte allenfalls gel—

'ten, wenn diese Beiträge zurückerstattet worden Wären„ Dafür

'ist jedoeh nichts vorgetragen und auch nichts ersichtlich.
'‚Zumindest so lange nicht nachweisbar ist‚ daß das ge—

*schehen'ist, ist die s■reitige Zeit als Beitragszeit im

_
sinne des @ 15 FRGanzqerkennen.

{

Daher ist das LSGzu Récht_zu demErgebnis gekommen,daß die
_stfeitige Zeit nach 5 15 i.V{m„ 5 20 FRGals Beitragszéit

in det küäppéchäftliché■ Renbenversicherung anzuerkennen
ist;_sosdeß die Revision der Beklagten zurückzuwe?sen war"

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 des Sozialgeriohts«

-gesetzes; ‘
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